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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung   
hier: Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes Weilheim 

Anlagen 

 Auszug aus dem Streckenkataster der   mit Angabe der OD-Grenzen 

 Bauleitplanausschnitt 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Staatliche Bauamt Weilheim nimmt zu o.g. Bauleitplanung als Träger öffentlicher Belange 
wie folgt Stellung. 

 

1. 

  

  Flächennutzungsplan  mit Landschaftsplan 

    

 X Bebauungsplan Nr. 81A18 Teil 1 

X für das Gebiet  als vorhabenbezogener Bebauungsplan im südlichen Bereich zwi-
schen der Münchner Straße, der Petersbrunner Straße und der 
Moosstraße sowie östlich der Petersbrunner Straße 

 mit Grünordnungsplan  

 dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs  ja  nein  

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

  

  Sonstige Satzung 

  

 X Frist für die Stellungnahme  18.03.2024 (§ 4 BauGB) 

 Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 
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2. Träger öffentlicher Belange 

  - Straßenbauverwaltung - 

 Staatliches Bauamt Weilheim (Straßenbau), Münchener Str. 39, Tel.: 0881 / 990-0 

2.1  keine Äußerung 

 

X Gegen die Aufstellung bzw. Änderung der Bauleitplanung bestehen seitens des 
Staatlichen Bauamtes Weilheim keine Einwände, wenn die unter 2.2 ff genannten 
Punkte beachtet werden. 

 

 

2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 
Abs. 4 BauGB auslösen 

 
 

2.3 X Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren kön-
nen, mit Angabe des Sachstandes  

 Das Staatliche Bauamt baut gerade die B2 im Zuge des Tunnel Starnberg aus. Dazu 
gibt es einen gültigen Planfeststellungsbeschluss und ein laufendes Verfahren hinsicht-
lich einer Planfeststellungsänderung. 
Gemäß § 9 a FStrG bzw. Art. 27b BayStrWG ist die Planung bei der Bauleitplanung zu 
berücksichtigen (Veränderungssperre bei Durchführung eines Planfeststellungsverfah-
rens). Alle relevanten Planungsunterlagen liegen der Stadt Starnberg vor. 

2.4 X Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
die im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Land-
schafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) mit Angabe der Rechtsgrundlage 
sowie Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

  
In den Unterlagen, zu welchen wir Stellungnehmen sollen, gibt es zwei Planungs-
stände: mit Folgenutzung des öffentlichen Straßenraums und ohne Folgenut-
zung. 
Da aus unserer Sicht der Zwischenzustand irrelevant ist, nehmen wir nur zu dem 
Planungsstand mit Folgenutzung Stellung, da dies den Endzustand darstellt. 
 
Grundsätzlich wird der Stadt empfohlen im Planänderungsverfahren zum Tunnel 
Starnberg im Hinblick auf den Bebauungsplan die Änderungswünsche einzubrin-
gen. 
 
Grünflächen 
Der Übergang des in der Planfeststellung festgelegten zukünftigen Baumbestandes auf 
Flurnummer 841/3 in ein linienhaftes Straßenbegleitgrün entlang der Petersbrunner 
Straße und der Münchner Straße sehen wir positiv und soll durch einen Einwand der 
Stadt Starnberg zum Planänderungsverfahren zum Tunnel Starnberg eingebracht wer-
den. 
Bei der Umsetzung des Begleitgrüns sind die für den Verkehr notwendigen Sichtflächen 
bei Ausfahrten und z.B. Verkehrszeichen zu beachten. 
 
Fußgängerbrücke 
Die in der Planzeichnung dargestellte Fußgängerbrücke wird in den Unterlagen nicht 
weiter erläutert. Damit ist eine Stellungnahme aus unserer Sicht nicht möglich. 
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Anbindung über bestehende untergeordnete Straßen 
 

Die geplante Zufahrt zu dem Gebäude MU Tfl.5 ist im Bereich des Straßenbegleitgrüns. 
Die Lage erscheint uns aufgrund der Tatsache, dass diese mit einem Autoaufzug be-
dient wird verkehrlich unproblematisch, aber sollte in der Darstellung berichtigt werden. 

Die Verkehrsuntersuchung des Ingenieurbüros Obermeyer basiert auf der Annahme, 
dass die Linksabbieger auf der Münchner Straße in die Strandbadstraße bzw. Peters-
brunner Straße keine eigene Signalisierung besitzen. Diese Schaltung hat ihre Vorteile 
in einer rechnerisch höheren Leistungsfähigkeit. Jedoch hat hier die Verkehrsbehörde 
am Landratsamt in Abstimmung mit der Polizei und uns beschlossen aufgrund der Ver-
kehrssicherheit dies zu ändern und beiden Abbiegespuren eine gesicherte eigene Grün-
phase zu geben. Dies hat hinsichtlich der Leistungsfähigkeit negative Auswirkungen 
und könnte hinsichtlich der knappen Reserven in der Verkehrsuntersuchung relevant 
sein. Die Verkehrsuntersuchung ist hinsichtlich der neuen Bedingungen anzupassen. 
Die Unterlagen bezüglich der Lichtsignalanlage können beim Staatlichen Bauamt ange-
fordert werden. 

Eine abschließende Aussage bezüglich der evtl. notwendigen Anpassung des Kreu-
zungsbereich Petersbrunner Straße / Münchner Straße kann erst nach Bekanntwerden 
der Ergebnisse erfolgen. 

Die Zufahrten sind ausreichend zu befestigen und mit einem bituminösen oder gleich-
wertigen Belag zu versehen. Der Straße und ihren Nebenanlagen dürfen keine Abwäs-
ser sowie Dach- und Niederschlagswässer aus den Grundstücken zugeführt werden. 
(Art. 19 BayStrWG unter Berücksichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
i. V. m. den Zufahrtenrichtlinien). 

Es existiert in diesem Bereich ein funktionierendes Entwässerungssystem für das Ober-
flächenwasser. Im Straßengrundstück sind keine Veränderungen mit negativen Auswir-
kungen auf die Entwässerung der Staatsstraße erlaubt. 

Negative Auswirkungen durch die Bebauung und die Anlage von Zufahrten auf die Ent-
wässerung der Straße, insbesondere auf den Abfluss von Niederschlagswasser von der 
Straße auf das Grundstück, sind durch planerische und / oder bauliche Maßnahmen zu 
verhindern. 

Der Straßenbaulastträger trägt keinerlei Kosten, die im Zusammenhang mit der Er-
schließung und eventuell notwendigen baulichen Änderungen in den Einmündungsbe-
reich und Kreuzungen stehen. 

 

Sichtflächen 
Das Sichtfeld auf den Straßenverkehr an der Einmündung in die Straßen ist ge-
mäß RASt mit der Seitenlänge I = 70 m in Achse der übergeordneten Straße und einem 
3,0 m-Abstand vom Fahrbahnrand in der untergeordneten Straße/Zufahrt] freizuhalten. 
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Das Sichtdreieck ist in dem Bauleitplan planerisch und textlich festzuhalten und in den 
Geltungsbereich des Bauleitplanes zu übernehmen (Art. 29 Abs. 2 BayStrWG bzw. § 11 

Abs. 2 FStrG i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
unter Berücksichtigung der RAL / RASt). 

 

Das Sichtfeld auf bevorrechtigte Radfahrer des straßenbegleitenden Radweges 
an Einmündungen sind mit der Seitenlänge IR = 30,0 m in der Radwegachse und ei-
nem 3,0 m-Abstand von der Achse des Radweges bzw. 5,0 m-Abstand vom Fahrbahn-
rand in der untergeordneten Straße/Zufahrt freizuhalten.  

 
Das Sichtdreieck ist in dem Bauleitplan planerisch und textlich festzuhalten und in den 
Geltungsbereich des Bauleitplanes zu übernehmen (Art. 29 Abs. 2 BayStrWG bzw. § 11 
Abs. 2 FStrG i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
unter Berücksichtigung der RAL / RASt). 

Zur Freihaltung der Sichtflächen ist folgender Text in die Satzung zum Bebauungsplan 
aufzunehmen: 

”Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Zäunen 
neue Hochbauten nicht errichtet werden; Wälle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller 
Art und Zäune sowie Stapel, Haufen u. ä. mit dem Grundstück nicht fest verbundene Ge-
genstände dürfen nicht angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,80 m über die Fahr-
bahnebene erheben. Ebenso wenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigefreie Bauten 
oder Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder hinter stellt werden, die diese 
Höhe überschreiten. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. Einzelbaumpflanzungen im 
Bereich der Sichtflächen sind mit der Straßenbauverwaltung abzustimmen.” 

 

Geh- und Radwege 

Zwischen der Stadt Starnberg und dem Staatlichen Bauamt besteht hinsichtlich den 
technischen Ausführungen Einverständnis. Die Details hinsichtlich der Ausführung, Un-
terhalt und Eigentum sind in bilateralen Vereinbarungen oder in der Änderung der Plan-
feststellung zu klären.   

 

Allgemeines 

Die Aufstufung der Petersbrunner Straße kann entgegen der Bebauungsplanbegrün-
dung erst nach erfolgtem Beschluss der Änderung der Planfeststellung erfolgen. 

Die zukünftige Regenentwässerung ist unklar und die Vereinbarkeit mit unseren Ausfüh-
rungen sind nicht ersichtlich. Dies gilt insbesondere, da wir uns noch mit dem Wasser-
wirtschaftsamt in laufender Abstimmung befinden. 
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Das evtl. Zusammenwirken der Baustellen Moosaik und Tunnel Starnberg ist hinsicht-
lich des zu erwartenden Zusammenhangs zwischen den Baustellenverkehren zu beach-
ten. 
 

Bezüglich dem Unterhalt der Verkehrsflächen und Grünflächen, den zukünftigen Eigen-
tumsverhältnissen zwischen dem Baugebiet und den Straßen sowie dem Bau sind zwi-
schen dem Staatlichen Bauamt und der Stadt Starnberg Vereinbarungen abzuschließen 
oder im Planänderungsverfahren Festlegungen zu treffen. 

Da dies ein vorhabenbezogener Bebauungsplan ist werden die weiteren Entwicklungen 
im Umfeld nicht bedacht. Man sollte als Kommune die gesamtheitliche Entwicklung des 
Gebietes beachten und damit auch deren verkehrliche Folgen im Blick haben.  
 

2.5 X Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage 

 

  

 Auf die von der Straße ausgehenden Emissionen wird hingewiesen. Evtl. erforderliche 
Lärmschutzmaßnahmen werden nicht vom Baulastträger der Bundes- bzw. Staatsstraße 
übernommen. (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) 

 

 
Wir bitten um Übersendung des Stadtratsbeschlusses, wenn unsere Stellungnahme behan-
delt wurde. 
Der rechtsgültige Bebauungsplan (einschließlich Satzung) ist dem Staatlichen Bauamt Weil-
heim zu übersenden. 
 
Wir bedanken uns für die Beteiligung im Verfahren und stehen für Rückfragen gerne zur Ver-
fügung. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
 
 


	Anlagen



